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Seminar



 Verliert die GdWE bei Übertragung der Erhaltungslast (z.B. an Balkonen) auf den 
einzelnen Eigentümer ihre Verwaltungskompetenz?

 Wer ist dem Eigentümer gegenüber zur Erstellung der Jahresabrechnung verpflichtet?

 Wann entsteht die Pflicht zur Erstellung der Jahresabrechnung? 

 Ist die Einholung von mindestens 3 Vergleichsangeboten als Entscheidungsgrundlage 
ggf. entbehrlich? 
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Intro (wichtige Entscheidungen des BGH)



 a) Eine Vereinbarung, durch die die Erhaltung bestimmter Teile des gemeinschaftlichen 
Eigentums (hier: Balkone) auf einzelne Wohnungseigentümer übertragen wird, ändert nichts 
an der Beschlusskompetenz der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer für 
Erhaltungsmaßnahmen an solchen Gebäudeteilen.

 b) Wird die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer trotz vereinbarter Übertragung der 
Erhaltungslast für bestimmte Teile des gemeinschaftlichen Eigentums selbst tätig, verbleibt es 
bei der zugleich vereinbarten Kostenlast der einzelnen Wohnungseigentümer.

 c) Die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer ist trotz vereinbarter Übertragung der 
Erhaltungslast auf einzelne Wohnungseigentümer jedenfalls dann verpflichtet, ihrerseits 
Maßnahmen zur Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums im Bereich von Balkonen zu 
ergreifen, wenn mehrere Balkone zwingend saniert werden müssen.

 BGH, Urteil vom 24.04.2026, V ZR 102/24
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Antwort 1



 a) Zur Erstellung von Jahresabrechnungen ist die Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentümer (GdWE) verpflichtet; als ausführendes Organ muss der aktuell bestellte 
Verwalter auch ausstehende Abrechnungen für Vorjahre erstellen.

 b) Daneben kann auch der frühere Verwalter aus dem Verwaltervertrag weiterhin 
verpflichtet sein, die Jahresabrechnung zu erstellen, sofern die Pflicht der GdWE
bereits während seiner Amtszeit entstanden ist.

 c) Die Pflicht der GdWE zur Erstellung der Jahresabrechnung entsteht am 1. Januar des 
folgenden Kalenderjahres; der frühere Verwalter, dessen Amtszeit zum 31. Dezember 
des Vorjahres geendet hat, ist nicht zur Erstellung der Jahresabrechnung für das 
Vorjahr verpflichtet.

 BGH, Urteil vom 26.09.2025, V ZR 206/24, ZMR 2026, 49
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Antwort 2



 a) Die Beschlussfassung über Erhaltungsmaßnahmen am gemeinschaftlichen 
Eigentum muss auf einer hinreichenden Tatsachengrundlage erfolgen. Auch wenn sich 
Vergleichsangebote insoweit als Tatsachengrundlage eignen, gibt es keine allgemeine 
Pflicht zu deren Einholung, sobald eine bestimmte Bagatellgrenze überschritten ist.

 b) Ob eine Beschlussfassung über eine Erhaltungsmaßnahme hinsichtlich der 
Tatsachengrundlage ordnungsmäßiger Verwaltung entspricht, hängt davon ab, ob die 
vorhandenen Informationen angesichts der Art der Maßnahme, ihrer Dringlichkeit 
und der sonstigen Umstände des Einzelfalls vom Standpunkt eines vernünftig und 
wirtschaftlich denkenden Wohnungseigentümers für eine Entscheidung ausreichen.

 BGH, Urteil vom 27.03.2026 – V ZR 7/25
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Antwort 3



 c) Selbst bei größeren Erhaltungsmaßnahmen kann etwa die Beratung durch Sonder-
fachleute wie Architekten oder Bausachverständige als Tatsachengrundlage genügen; 
auch der Umstand, dass der einzige Anbieter schon in der Vergangenheit zur Zufrie-
denheit der Wohnungseigentümer tätig war („bekannt und bewährt“), kann es ggf. 
rechtfertigen, von der Einholung weiterer Angebote bzw. zusätzlicher Informationen 
abzusehen.

 d) Auch wenn ein Beschluss über eine Erhaltungsmaßnahme nicht schon wegen 
fehlender Vergleichsangebote zu beanstanden ist, kann er deshalb ordnungsmäßiger 
Verwaltung widersprechen, weil das vorliegende Angebot objektiv ungeeignet 
und/oder überteuert ist. Dabei handelt es sich jedoch um einen eigenständigen
Beschlussmangel, den der Anfechtungskläger fristgerecht darlegen und ggf. unter 
Beweis stellen muss.

 BGH, Urteil vom 27.03.2026 – V ZR 7/25
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Antwort 4



 Rund um den Verwalter

 „Sanierungsmaßnahmen“ unter teilweiser Zerstörung von Sondereigentum oder „Der 
mysteriöse § 14 Abs.3 WEG und seine Haftungsgefahren für den Verwalter“

 Abgrenzung Sondereigentum – gemeinschaftliches Eigentum (inkl. SNR) 

 Gestattung baulicher Maßnahmen

 Unterlassungs- und Beseitigungsansprüche 
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Übersicht



 Juristische Personen dürfen sich als zertifizierte Verwalter bezeichnen, wenn die bei 
Ihnen Beschäftigen, die unmittelbar mit Aufgaben der Wohnungseigentumsverwaltung 
betraut sind, die Prüfung zum zertifizierten Verwalter bestanden haben oder nach § 7 
ZertVerwV einem zertifizierten Verwalter gleichgestellt sind; vgl. § 8 Zertifizierter-
Verwalter-Prüfungsverordnung (ZertVerwV).

 Frage

 Sind auch Mitarbeiter „unmittelbar“ mit Aufgaben der Wohnungseigentums-
verwaltung betraut, die die Buchhaltung für die betreuten Gemeinschaften der 
Wohnungseigentümer (GdWE) erledigen?
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Rund um den Verwalter 



 1. Seit dem 01.12.2023 (§ 48 Abs. 4 S. 1 WEG) entspricht nur die Bestellung eines zertifizierten 
Verwalters gemäß § 26a WEG ordnungsmäßiger Verwaltung. 

 2. Gemäß § 8 Zertifizierter-Verwalter-Prüfungsverordnung (ZertVerwV) dürfen sich juristische 
Personen als zertifizierter Verwalter bezeichnen, wenn die bei Ihnen Beschäftigen, die unmittelbar mit 
Aufgaben der Wohnungseigentumsverwaltung betraut sind, die Prüfung zum zertifizierten Verwalter 
bestanden haben oder nach § 7 ZertVerwV einem zertifizierten Verwalter gleichgestellt sind. 

 3. In Anbetracht des gesetzgeberischen Ziels, Qualitätsstandards in der Eigentumsverwaltung 
sicherzustellen, ist der Begriff „unmittelbar“ weit auszulegen.

 4. Daher sind auch Mitarbeiter „unmittelbar“ mit Aufgaben der Wohnungseigentumsverwaltung 
betraut, die die Buchhaltung für die betreuten Gemeinschaften der Wohnungseigentümer (GdWE) 
erledigen, da sie damit unmittelbaren Einfluss auf die Erstellung der Wirtschaftspläne und der 
Jahresabrechnungen der betreuten GdWE haben; ebenso Mitarbeiter, die in Kontakt mit den 
Wohnungseigentümern oder Verwaltungsbeiräten stehen und dabei Entscheidungen treffen. 

 AG Wiesbaden, Urteil vom 08.10.2025, 922 C 3010/24, ZMR 2026, 179
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Antwort



 Ist eine Eigentümerversammlung am Werktag einen Tag vor Heiligabend 
ordnungsmäßig? 

 Ist eine im Voraus im Verwaltervertrag festgelegte Staffelvergütung wirksam?

 Wenn begründeter Anlass zu der Annahme besteht, dass sich etwaige Pflicht-
verletzungen des Verwalters nicht wiederholen: Ist eine Wiederbestellung objektiv 
vertretbar?
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Fragen



 Es ist nicht zu beanstanden, wenn die Eigentümerversammlung am Werktag einen Tag 
vor Heiligabend, stattgefunden hat. 

 Wenn die Kosten, die auf den nicht mehr vorhandenen Kabelanschluss im Wirtschafts-
plan anfallen, eine Überhöhung der Vorschüsse um etwa 4 % ausmachen, so ist diese 
Überhöhung nicht wesentlich.

 Eine im Voraus im Verwaltervertrag festgelegte Staffelvergütung ist wirksam.

 Besteht begründeter Anlass zu der Annahme, dass sich etwaige Pflichtverletzungen 
des Verwalters nicht wiederholen, kann die erneute Bestellung objektiv vertretbar 
sein. Die Unzufriedenheit einzelner Eigentümer steht dem nicht entgegen.

 AG Marl, Urteil vom 14.10.2025, 34 C 3/25, ZMR 2026, 256
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Antworten



 Ist eine Wiederbestellung des Verwalters ohne Vergleichsangebote ordnungsmäßig?

 Wann ist eine Verwaltervergütung sittenwidrig hoch?
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Fragen



 Die ordnungsmäßige Beschlussfassung über die Weiterbestellung des Verwalters setzt nicht 
die Vorlage von Vergleichsangeboten anderer Verwalter voraus.

 Das Entgelt, das dem Verwalter für die einzelnen Leistungen zu zahlen ist, ist nicht der 
wichtigste Gesichtspunkt, der bei der Entscheidung über die Bestellung des Verwalters zu 
berücksichtigen ist. Entscheidend ist, ob der Verwalter seiner Aufgabe gerecht wurde und 
künftig werden wird, und ob die Wohnungseigentümer mit ihm gut zurechtkommen.

 Die Berufung auf Sittenwidrigkeit ohne substantiiertes Vorbringen („ins Blaue hinein“) ist 
nach den allgemeinen Regeln prozessual hingegen unbeachtlich. Die bloße Angabe, der 
angefochtene Beschluss sei sittenwidrig, da die marktüblichen Verwaltervergütung 
überschritten werde, ist daher nicht ausreichend, um den Tatbestand eines sittenwidrigen 
Geschäfts zu erfüllen.

 AG München, Urteil vom 24.10.2025, 1292 C 26250/24 WEG
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Antworten



 Spätestens bis wann müssen den Eigentümern vom Verwalter die erforderlichen 
Informationen zu Erhaltungsmaßnahmen zur Verfügung gestellt werden?
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Frage



 Ein Beschluss widerspricht bereits deswegen ordnungsmäßiger Verwaltung, wenn den 
Eigentümern im Vorfeld der Versammlung nicht die erforderlichen Informationen zur 
Verfügung gestellt worden waren, insbesondere der Preisspiegel und die Namen der 
Anbieter erst in der Eigentümerversammlung bekannt gemacht wurden.

 AG München, Beschluss vom 11.12.2025, 1291 C 21704/24, ZMR 2026, 349
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Antwort



 Die Hausverwaltung betreibt ein Internet-Portal. Die Mitglieder der GdWE, auch der 
Kläger, erhielten ein Passwort für den Eigentümerbereich des Portals. 

 Nachdem der Kläger am 09.05.2024 zwischen 12.23 Uhr und 12.56 Uhr über das Portal 
13 verschiedene Nachrichten an die Hausverwaltung gesendet hatte, sperrte die 
Hausverwaltung das Passwort des Klägers, teilte dem Kläger die Sperrung mit und 
verweigert dem Kläger seitdem den Zugang zu dem Portal.

 Zu Recht?
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Frage



 Die GdWE hat mit einem Info-Kasten keine Einrichtung geschaffen, die generell 
sämtlichen Eigentümern bzw. Bewohnern zugänglich ist. Es entspricht ordnungs-
mäßiger Verwaltung (§ 18 Abs. 2 WEG), die Infotafeln in den Glaskästen generell nur 
für eigene Aushänge durch die Hausverwaltung im Interesse der Bewohner des 
Hauses (Eigentümer und Mieter) vorzusehen.

 Soweit der Eigentümer Zugang zum Internetportal fordert, besteht ein Anspruch aus 
§ 18 Abs. 2 WEG. Der Zugang ist durch Entsperrung des Passworts bzw. Vergabe eines 
neuen Passworts zu gewähren.

 AG München, Urteil vom 26.05.2025, 1291 C 23031/24 WEG, ZMR 2026, 177
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Antwort



 Muss auf einen unstornierbaren Urlaub eines Eigentümers außerhalb der Ferienzeiten 
vom Verwalter Rücksicht genommen werden?

 Wann liegt ein stillschweigender Verzicht aller Eigentümer auf die Einhaltung der 
Nichtöffentlichkeit vor?
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Fragen



 Auf einen unstornierbaren Urlaub eines Eigentümers außerhalb der Ferienzeiten muss 
durch den Verwalter nicht zwingend Rücksicht genommen werden.

 Wenn auf der sog. Vollversammlung keiner der Eigentümer, insbesondere auch nicht 
der Vertreter des Anfechtungsklägers, die Anwesenheit des Architekten in der 
Versammlung gerügt hat, liegt darin ein stillschweigender Verzicht aller Eigentümer 
auf die Einhaltung der Nichtöffentlichkeit.

 AG München, Urteil vom 21.07.2025, 1291 C 22058/24 WEG, ZMR 2025, 1125
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Antworten



 Haben die Wohnungseigentümer bei der Ablehnung der Abmahnung des Verwalters 
einen Beurteilungsspielraum?

 Wenn JA: Wann ist dieser überschritten?
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Fragen



 Die Wohnungseigentümer haben bei der Ablehnung der Abmahnung des Verwalters 
einen Beurteilungsspielraum. Dieser ist nicht überschritten, wenn keine 
Abmahngründe gegeben sind, bzw. diese nicht so schwerwiegend waren, dass 
hierdurch das Ermessen der GdWE auf Null reduziert wurde.

 Wenn ein TOP „Anträge zur Geschäftsordnung“ nicht zu einem Antrag auf Vorziehen 
des späteren Beschlussersetzungsantrags genutzt wurde, d.h. um die Reihenfolge der 
TOPs zu ändern, kann sich der Kläger im Nachhinein nicht auf die späte Behandlung 
seines Anliegens als Abmahnungsgrund berufen.

 AG München, Urteil vom 09.07.2025, 1292 C 13303/24 WEG, ZMR 2026, 354
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Antworten



 Wie ist eine Abbuchung des Verwalters zu seinen Gunsten ohne Rechtsgrund zu 
bewerten?
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Frage



 Eine Abbuchung ohne Rechtsgrund stellt eine Pflichtverletzung des Verwaltervertrags 
dar, schuldhaftes Handeln wird insoweit vermutet. 

 Das Ausnutzen von Kontovollmachten wie vorliegend für beleglose Überweisungen an 
sich selbst als Um- bzw. Fehlbuchungen bzw. zusätzliche Überweisungen von 
Verwaltergebühren kommt zumindest dem objektiven Tatbestand der Untreue sehr 
nahe.

 AG München, Urteil vom 26.05.2025, 1295 C 20962/21 WEG, ZMR 2026, 357
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Antwort



 Frage

 Wie ist ein Beschluss (auszugsweise) lautend: 

 „… die Firma B GmbH wird beauftragt mit den Öffnungsarbeiten bzw. den 
Hochbaugewerken (Baustelleneinrichtung, Maurer- und Abbrucharbeiten, 
Baureinigungsarbeiten, Maler- und Lackierarbeiten – Beschichtungen) in den Häusern 
…  im Kostenrahmen von 447.816,28 € inkl. MwSt. zzgl. einem Teuerungszuschlag von 
ca. 10% – betreffend die Strangsanierung gemäß Angebot vom … (das nicht zwischen 

Wiederherstellung des Sonder- und des Gemeinschaftseigentums unterscheidet)“ 

 zu bewerten?
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Wiederherstellung des Sondereigentums nach Strangsanierung



 Ein Beschluss (auszugsweise) lautend: 

 „… die Firma B GmbH wird beauftragt mit den Öffnungsarbeiten bzw. den 
Hochbaugewerken (Baustelleneinrichtung, Maurer- und Abbrucharbeiten, 
Baureinigungsarbeiten, Maler- und Lackierarbeiten – Beschichtungen) in den Häusern 
…  im Kostenrahmen von 447.816,28 € inkl. MwSt. zzgl. einem Teuerungszuschlag von 
ca. 10% – betreffend die Strangsanierung gemäß Angebot vom … (das nicht zwischen 
Wiederherstellung des Sonder- und des Gemeinschaftseigentums unterscheidet)“ 

 ist insoweit (teil-)nichtig als Maßnahmen zur Wiederherstellung des Sondereigentums 
umfasst sind.

 Einfach mitbeschlossen und damit praktisch aufgezwungen werden kann die 
Naturalrestitution dem Sondereigentümer nach der neuen Gesetzeslage nicht.

 AG Hamburg-Blankenese, Urteil vom 05.12.2025, 539 C 17/25, ZMR 2026, 339 
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Antwort 1



 Nach § 14 Abs. 3 WEG fehlt es der GdWE insofern - anders als nach der alten 
Rechtslage gem. 14 Nr. 4 WEG a.F. - an der Beschlusskompetenz. Ob auch § 14 Abs. 3 
WEG der GdWE die Beschlusskompetenz gibt, die hier streitgegenständlichen 
Maßnahmen zur Wiederherstellung des Sondereigentums zu beschließen, wurde 
höchstrichterlich noch nicht entschieden. Nach Auffassung des hiesigen Gerichtes ist 
dies aufgrund des eindeutigen Gesetzeswortlautes zu verneinen.

 Denn nach 14 Nr. 4 WEG a.F. war jedem Wohnungseigentümer der hierdurch 
entstehende Schaden zu ersetzen. Nach dem aktuellen Recht gem. § 14 Abs. 3 WEG 
kann der Wohnungseigentümer, der eine Einwirkung zu dulden hat, die über das 
zumutbare Maß hinausgeht, einen angemessenen Ausgleich in Geld verlangen.
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Begründung -1-



 Das Gericht verkennt nicht, dass es nach dieser Rechtsauffassung gerade bei größeren 
GdWEs zu einem „Mehr“ an Verwaltungsaufwand kommen kann (Abfrage, wer die 
Wiedererstellung des Sondereigentums als Erfüllung des Anspruches aus § 14 Abs. 3 
WEG akzeptiert). 

 Dem steht jedoch auch ein realer (und vom Gesetzgeber offenbar gewollter) 
Mehrwert für die Wohnungseigentümer (keine aufgedrängte Naturalrestitution, 
sondern individuelle Lösung nach Präferenzen und Budget) entgegen.

 Mangels Beschlusskompetenz war daher in dem begehrten Umfang die Teilnichtigkeit 
festzustellen.
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Begründung -2-



 Der Wortlaut des § 14 Abs. 3 WEG lehnt sich an § 906 Abs. 2 Satz 2 BGB an, so dass 
auf die für dessen Auslegung entwickelten Grundsätze zurückgegriffen werden kann. 
Eine wesentliche Änderung betrifft den Umfang des Ausgleichungsanspruchs. 
Während dieser vor der Reform durch das WEMoG als echter Schadensersatzanspruch 
ausgestaltet war, wird dem einzelnen Eigentümer nun nur noch ein angemessener 
Ausgleich zugesprochen. 

 Das AG Hamburg-Blankenese  legt überzeugend dar, dass die GdWE keine Befugnis 
mehr hat, zusammen mit den Arbeiten zur Instandsetzung und Instandhaltung des 
Gemeinschaftseigentums auch diejenigen Maßnahmen zu beschließen, die zur 
Wiederherstellung des zwingend in Anspruch zu nehmenden Sondereigentums 
erforderlich sind. 
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Antwort 2 (Weber, ZMR 2026, 281 ff.)



 Fehlt die Beschlusskompetenz, ist ein dennoch gefasster Beschluss nicht nur 
anfechtbar, sondern nichtig. 

 Für Maßnahmen am Sondereigentum besteht generell keine Beschlusskompetenz der 
Wohnungseigentümer; dies gilt auch dann, wenn öffentlich-rechtliche Vorschriften die 
Maßnahmen erfordern. 

 Die abweichenden Meinungen (Letzner, Schmidt-Räntsch, Suilmann) zu einer 
Beschlusskompetenz zu Erhaltungsmaßnahmen am Sondereigentum überzeugen 
nicht. Wenn Schmidt-Räntsch unter Hinweis auf die Entscheidung des BGH vom 
08.07.2022 (in Fn. 296 auf Rn. 16) verweist, ist dies zum einen widersprüchlich, weil sie 
wenige Zeilen vorher noch darauf die Meinung vertrat, dass die Entscheidung nicht 
mehr tragfähig ist, zum anderen der BGH in der Entscheidung vom 08.07.2022 gerade 
von einem verschuldensunabhängigen Schadenersatzanspruch ausgegangen ist. 
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Antwort 2 (Fortsetzung)



 Im Fall des AG Hamburg-Blankenese  hatte die dortige Klägervertreterin in Anlehnung an Riecke (Anm. zu 
BGH, Urt. v. 08.07.2022 – V ZR 207/21, ZMR 2022, 984 ff. mit Beschlussmuster a.a.O. S. 987) sinnvolle 
Möglichkeiten aufgezeigt, wie durch Beschluss der Anspruch aus § 14 Abs. 3 WEG umgesetzt werden kann:

 „(....)Die Wohnungseigentümer, deren Sondereigentum von diesen Maßnahmen betroffen ist, können von 
Gesetzes wegen einen angemessenen Ausgleich in Geld verlangen. Dieser Betrag wird zurzeit in Höhe von ... 
Euro geschätzt. Auch er ist der Erhaltungsrücklage zu entnehmen.

 Die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer bietet den betroffenen in ihrem Sondereigentum geschädigten 
Sondereigentümern …. bis zum ... (Datum) an, die am Sondereigentum notwendigen Erhaltungsarbeiten im 
Zuge der Erhaltungsarbeiten am gemeinschaftlichen Eigentum gemäß dem Leistungsverzeichnis - dort Ziffern 
… bis …. aus dem o.g. Angebot in Buchstabe A. - durchzuführen. In diesem Falle soll der Betroffene die 
Arbeiten als Erfüllung seines Anspruches aus § 14 Abs. 3 WEG akzeptieren. Die Betroffenen, die von diesem 
Angebot Gebrauch machen und mit der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer eine solche vertragliche 
Abrede treffen wollen, haben Gelegenheit, sich bis zum ... bei dem Verwalter zu melden. Der Verwalter ist in 
diesem Falle ermächtigt, entsprechende Reparaturaufträge zu erteilen, einen Vertrag auf Seiten und für die 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer zu schließen, wie er diesem Beschluss als Muster beigefügt ist.

 Nach fruchtlosem Ablauf der Frist hat der Betroffene nur noch seinen Anspruch auf Geldersatz gemäß § 14 
Abs. 3 WEG.“
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Antwort 2 (Fortsetzung)



 Frage

 Gehört der Estrich zwingend zum gemeinschaftlichen Eigentum?
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Abgrenzung Sondereigentum – gemeinschaftliches Eigentum (inkl. SNR) 



 Auch wenn der räumlich umgrenzte Bereich eines Balkons oder einer Dachterrasse 
sondereigentumsfähig sein kann, stehen alle konstruktiven Teile, beispielsweise der 
Estrich und andere Isolierschichten, zwingend im gemeinschaftlichen Eigentum. 
Hieraus folgt, dass es sich bei allen Bauteilen, die Bestandteil des Isolationskonzeptes 
– sei es gegen Schall, Feuchtigkeit oder Wärme – sind, um zwingendes 
Gemeinschaftseigentum handelt (Anschluss BGH, Urteil vom 21.02.1985 - VII ZR 72/84, 

MDR 1986, 45; OLG Düsseldorf, Beschluss vom 07.06.1999 - 3 Wx 131/99, ZMR 1999, 

726 und OLG Köln, Beschluss vom 21.09.2001 - 16 Wx 153/01, ZMR 2002, 377)

 LG Stuttgart, Beschluss vom 07.05.2025, 19 S 8/25, IMR 2025, 496

19.05.2026 © Dr. Olaf Riecke Folie 32

Antwort



 Wenn die Heizungsanlage sich im als Sondereigentum bezeichneten „Keller“ befindet:

 Wann steht sie zwingend im gemeinschaftlichen Eigentum?

 Ist dieser Keller wirksam zum Sondereigentum erklärt worden?

 Kann ein Technikraum Sondereigentum sein?
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Fragen



 Eine Heizungsanlage, die mehr als eine Sondereigentumseinheit versorgt, steht 
zwingend im gemeinschaftlichen Eigentum, da es sich um eine Anlage handelt, die 
dem gemeinschaftlichen Gebrauch (hier: der Mehrheit der Einheiten) dient und die 
gemäß § 5 Abs.2 WEG nicht sondereigentumsfähig ist.

 Einer Klage, die auf einer Entfernung der Heizungsanlage abzielt, kann vor/ohne 
Schaffung einer alternativen Heizmöglichkeit für die betroffenen Eigentümer zu 
unzumutbaren Zuständen führen und wäre treuwidrig.

 Ein sehr kleiner als Heizraum genutzter Keller ist nicht sondereigentumsfähig.

 LG Frankfurt, Urteil vom 13.03.2025, 2-13 S 8/24, ZMR 2025, 532
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Antwort 1



 Räume, in denen dem gemeinschaftlichen Gebrauch der Wohnungseigentümer 
dienende Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 5 Abs. 2 WEG untergebracht sind, 
stehen nicht deswegen im (zwingenden) Gemeinschaftseigentum; sie können daher 
zum Gegenstand des Sondereigentums gemacht werden (insoweit Aufgabe von Senat, 
Urteil vom 2. Februar 1979 - V ZR 14/77, BGHZ 73, 302, 311; Urteil vom 5. Juli 1991 - V 
ZR 222/90, NJW 1991, 2909).

 BGH, Urteil vom 20.02.2026, V ZR 34/25
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Antwort 2



 Wie ist ein Außenrollladen, der fest mit dem Gebäude verbunden ist, rechtlich zu 
qualifizieren?
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Frage



 Ein Außenrollladen, der fest mit dem Gebäude verbunden ist, kann auch durch die 
Teilungserklärung oder eine sonstige Vereinbarung nicht wirksam zu Sondereigentum 
erklärt werden.

 Derartige Außenrollläden sind auch keine Scheinbestandteile des Gebäudes, selbst 
wenn sie vom Sondereigentümer eingebaut wurden (vgl. § 946 BGB).

 LG Hamburg, Urteil vom 06.11.2024, 318 S 49/23, ZMR 2025, 349
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Antwort



 Wie sind folgende Gegenstände einzuordnen:

 Abwasserleitung 

 Anschluss-Set und 

 der Anschluss-Stutzen für ein Wand-WC?
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Frage



 Die Abwasserleitung steht zwingend in gemeinschaftlichem Eigentum (so auch AG 
Bautzen, Urteil vom 29.05.2024, 23 C 5/23, ZMR 2024, 790). Das Anschluss-Set und 
der Anschluss-Stutzen für ein Wand-WC sind dagegen Sondereigentum. 

 Bei Undichtigkeit im Bereich der Toilette ist zunächst eine Befassung der 
Eigentümerversammlung erforderlich vor der gerichtlichen Geltendmachung von 
Schadensersatz- oder Aufwendungsersatz.

 AG Siegburg, Urteil vom 29.07.2024, 152 C 16/23, ZMR 2024, 984 
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 Abwasserleitungen sind regelmäßig gemeinschaftliches Eigentum, auch wenn sie sich 
im Bereich des Sondereigentums befinden, bis zur ersten für die Handhabung durch 
den Sondereigentümer vorgesehenen Absperrmöglichkeit von der Abzweigung der 
Hauptleitung an. 

 Falls es keine solche Absperrmöglichkeit gibt, ist regelmäßig die gesamte 
Abwasserleitung, unabhängig von abweichenden Regelungen in der 
Gemeinschaftsordnung, gemeinschaftliches Eigentum.

 Für solche in Stand zu setzenden Abwasserleitungen trifft die Erhaltungslast sowie 
deren Kosten die GdWE.

 AG Charlottenburg, Beschluss vom 17.04.2025, 73 C 6/24, ZMR 2026, 167
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 Frage

 Ist ein Beschluss, der es gestattet den „Hobbyraum“ durch Einbau einer Toilette oder 
einer Dusche und die Anbringung eines Leerrohrs für ein TV-Kabel bzw. der Einbau 
weiterer Heizkörper zu „optimieren“, erfolgreich anfechtbar? 
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Gestattung baulicher Maßnahmen



 Wird einem Wohnungseigentümer eine bauliche Veränderung gestattet, die die 
Möglichkeit eröffnet, Räumlichkeiten entgegen einer vereinbarten Zweckbestimmung 
(hier: Keller) zu nutzen, führt dies jedenfalls dann nicht zur Anfechtbarkeit des 
Gestattungsbeschlusses, wenn auch eine nach der Vereinbarung zulässige Nutzung 
weiterhin möglich ist. 

 1. Die Nutzung eines Kellerraums als Hobbyraum ist zulässig, soweit sie nicht mehr 
stört als eine Nutzung als Lager- oder Abstellraum. Dagegen ist eine Nutzung von 
Kellerräumen zu Wohnzwecken ausgeschlossen (Fortführung BGH, Urteil vom 25. Mai 

2023 - V ZR 134/22). 

 BGH, Urteil vom 10.10.2025, V ZR 192/24, ZMR 2026, 158
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 2. Der Einbau einer Toilette oder einer Dusche und die Anbringung eines Leerrohrs für 
ein TV-Kabel bzw. der Einbau weiterer Heizkörper ist für sich genommen mit einer 
Nutzung eines Kellerraumes als Hobbyraum vereinbar. 

 3. Dass die streitgegenständlichen Maßnahmen (auch) eine zweckbestimmungs-
widrige Wohnnutzung ermöglichen und deren Vorbereitung dienen könnten, 
veranlasst keine abweichende Beurteilung. 

 4.Gegen eine Wohnnutzung steht der GdWE ein Unterlassungsanspruch zu. 

 BGH, Urteil vom 10.10.2025, V ZR 192/24, ZMR 2026, 158
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 Sind im Anfechtungsprozess gegen den Gestattungsbeschlusss nur die unmittelbar mit 
der baulichen Veränderung verbundenen Auswirkungen oder auch Auswirkungen des 
späteren Gebrauchs (hier: tieffrequenter Schall) zu berücksichtigen?
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Frage



 1. Bei der Beurteilung, ob eine bauliche Veränderung (hier: Klimaanlage) einen 
Wohnungseigentümer gegenüber anderen unbillig benachteiligt und deshalb nicht 
gestattet werden darf, sind im Grundsatz nur die unmittelbar mit der baulichen 
Veränderung verbundenen Auswirkungen, nicht aber Auswirkungen des späteren 
Gebrauchs (hier: tieffrequenter Schall) zu berücksichtigen. Anders kann es nur sein, 
wenn bereits bei der Gestattung für die Wohnungseigentümer evident ist, dass der 
spätere Gebrauch zwangsläufig mit einer unbilligen Benachteiligung eines oder 
mehrerer Wohnungseigentümer einhergehen wird. 

 BGH, Urteil vom 28.03.2025, V ZR 105/24, ZMR 2025, 622
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 2. Die Bestandskraft eines Beschlusses, mit dem einem Wohnungseigentümer eine 
bauliche Veränderung gestattet wird, schließt gegen den Bauwilligen gerichtete 
Abwehransprüche anderer Wohnungseigentümer wegen Immissionen im räumlichen 
Bereich ihres Sondereigentums infolge der Nutzung der baulichen Veränderung nicht 
aus.

 3. Ein bestandskräftiger Gestattungsbeschluss hindert die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer nicht daran, die Nutzung der baulichen Veränderung auf der 
Grundlage der für die Hausordnung eingeräumten Beschlusskompetenz zu regeln; 
derartige Nutzungsregelungen müssen nicht zugleich mit der Gestattung beschlossen 
werden. 

 BGH, Urteil vom 28.03.2025, V ZR 105/24, ZMR 2025, 622
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Antwort 2



 Ist ein Beschluss über die Aufbringung eines Kunstwerkes auf die Außenfassade eines 
Gebäudes der GdWE erfolgreich anfechtbar?
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Frage



 Die Aufbringung eines Kunstwerkes auf die Außenfassade eines Gebäudes der GdWE
stellt eine bauliche Veränderung im Sinne des § 20 Abs. 1 WEG dar, da es sich um eine 
Maßnahme handelt, die über die ordnungsmäßige Erhaltung des gemeinschaftlichen 
Eigentums hinausgeht (vgl. AG Wuppertal, 11.12.2024, 95b C 72/24, ZMR 2025, 264).  
Bei der beabsichtigten Umgestaltung der Fassade durch Anbringung eines Fassaden-
gemäldes handelt es sich aber nicht um eine grundlegende Umgestaltung der 
Wohnanlage gemäß § 20 Abs. 4 WEG. 

 LG Düsseldorf, Urteil vom 21.07.2025, 25 S 2/25, ZMR 2026, 242 
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 Wenn der Beschluss die zu gestaltende Fläche konkret und abschließend beschreibt, 
zum beabsichtigten Beginn der Arbeiten, zu den Anforderungen an die zu 
verwendenden Farben, zu der Mindestdauer, vor deren Ablauf das Kunstwerk nicht 
entfernt werden darf, Angaben enthält, ist er hinreichend bestimmt. Wesen der Kunst 
ist die freie schöpferische Gestaltung, die auch im Laufe der Erstellung des 
Kunstwerkes Freiräume für Änderungen beinhalten muss, da beim künstlerischen 
Schaffen Intuition, Phantasie und Kunstverstand zusammenwirken. Dies ist bei den 
Anforderungen an die Bestimmtheit des Beschlusses zu berücksichtigen. 
Unbestimmtheit eines Beschlusses liegt erst dann vor, wenn ihm auch im Wege der 
Auslegung kein sinnvoller Inhalt mehr entnommen werden kann.

 LG Düsseldorf, Urteil vom 21.07.2025, 25 S 2/25, ZMR 2026, 242 
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 Welches Recht gilt, wenn ein Wohnungseigentümer auf Beseitigung einer baulichen 
Veränderung in Anspruch genommen wird und die bauliche Veränderung am 
30.11.2020 bereits abgeschlossen war? 
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Frage



 1a.    Wird ein Wohnungseigentümer gemäß § 1004 Abs. 1 Satz 1 BGB auf Beseitigung 
einer baulichen Veränderung in Anspruch genommen, findet das WEG in der bis zum 
30. 11. 2020 geltenden Fassung Anwendung, wenn die bauliche Veränderung zu 
diesem Zeitpunkt bereits abgeschlossen war.  

 1b.    Beurteilt sich die bauliche Veränderung nach dem bis zum 30. November 2020 
geltenden Recht, kann der Störer dem Beseitigungsverlangen nach § 242 BGB einen 
nach Maßgabe von § 22 Abs. 1 WEG aF gegebenen Gestattungsanspruch entgegen-
halten. 

 BGH, Urteil vom 18.07.2025, V ZR 29/24, ZMR 2026, 235
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 Setzt eine bauliche Veränderung des Gemeinschaftseigentums zwingend einen 
Substanzeingriff voraus?
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Frage



 2. Eine bauliche Veränderung des Gemeinschaftseigentums setzt nicht zwingend einen 
Substanzeingriff voraus, sondern kann auch bei einer sonstigen auf Dauer angelegten 
Maßnahme, die das optische Erscheinungsbild der Wohnungseigentumsanlage 
wesentlich verändert, gegeben sein (hier: Solaranlage).  

 BGH, Urteil vom 18.07.2025, V ZR 29/24, ZMR 2026, 235
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 Berechtigt das Sondernutzungsrecht an einem Gartenteil zur Errichtung von 
Gartenhäusern?

 Wenn nein: wie kann sich der SNR-Berechtigte gegen einen Abriss wehren?
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Frage



 Ist Gegenstand des Sondernutzungsrechts ein bestimmter Gartenteil, so ist der 
berechtigte Wohnungseigentümer zwar befugt, die Fläche gärtnerisch zu gestalten 
oder zu Erholungszwecken zu benutzen. Dagegen berechtigt das Sondernutzungs-
recht nicht zur Errichtung von Gartenhäusern.

 Im Sinne der Prozessökonomie muss es möglich sein, die Beschlussersetzung (Nachge-
nehmigung) widerklagend im Rückbauprozess geltend zu machen. Von einer 
Entbehrlichkeit der Vorbefassung ist auszugehen, wenn mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, dass Bemühungen um eine entsprechende 
Beschlussfassung nicht erfolgversprechend und daher nur unnötige Förmelei wären.

 Eine Beeinträchtigung kann bereits die optische Veränderung von einem klassischen 
Friesenhaus hin zu einer modernen Hausfassade darstellen.

 LG Itzehoe, Urteil vom 28.03.2025, 11 S 44/23, ZMR 2025, 539

19.05.2026 © Dr. Olaf Riecke Folie 55
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 Wann und wie kann mit der Beschlussersetzungsklage die Gestattung einer baulichen 
Maßnahme nach § 20 Abs. 3 WEG verlangt werden?
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Frage



 1. Wird mit der Beschlussersetzungsklage die Gestattung einer Maßnahme nach § 20 
Abs. 3 WEG verlangt, genügt es für die Vorbefassung, dass der Kläger in der 
Eigentümerversammlung die Beschlussfassung verlangt hat, wie er sie in der Folge 
von dem Gericht ersetzt verlangt. Die Zulässigkeit der Klage hängt nicht davon ab, 
dass der Kläger der Eigentümerversammlung weitere Informationen und Unterlagen 
vorgelegt hat.

 2a.    Ob der Anspruch eines Wohnungseigentümers auf Gestattung einer baulichen 
Veränderung das Einverständnis anderer Wohnungseigentümer voraussetzt, hängt 
entscheidend davon ab, ob sich ein Wohnungseigentümer nach der Verkehrs-
anschauung verständlicherweise beeinträchtigt fühlen kann (Fortführung von Senat, 
Beschluss vom 21. Dezember 2000 - V ZB 45/00, ZMR 2001, 289 = BGHZ 146, 241, 246).

 BGH, Urteil vom 14.02.2025, V ZR 86/24, ZMR 2025, 525
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 2b.    Von einem einzelnen Wohnungseigentümer beabsichtigte Durchbrüche einer 
tragenden Wand oder Fassadendurchbohrungen sind nicht ohne weiteres als 
beeinträchtigende bauliche Veränderungen einzuordnen; 

 ob sich andere Wohnungseigentümer durch derartige Eingriffe in die bauliche 
Substanz des Gemeinschaftseigentums verständlicherweise beeinträchtigt fühlen 
können, hängt vielmehr von einer tatrichterlichen Würdigung der Umstände des 
Einzelfalls ab (Fortführung von Senat, Beschluss vom 21. Dezember 2000 - V ZB 45/00, 

ZMR 2001, 289 = BGHZ 146, 241, 246 ff.).

 BGH, Urteil vom 14.02.2025, V ZR 86/24, ZMR 2025, 525
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 Kann schon vor Fertigstellung des Gemeinschaftseigentums eine bauliche 
Veränderung durch Beschluss gestattet werden? 
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Frage



 1. Jeder Wohnungseigentümer kann von der GdWE grundsätzlich die erstmalige 
plangerechte Errichtung des Gemeinschaftseigentums nach Maßgabe der Teilungs-
erklärung verlangen. Bei einem sog. steckengebliebenen Bau hat er im räumlichen 
Bereich seiner Sondereigentumseinheit darüber hinaus ohne Rücksicht auf die 
dingliche Zuordnung auch einen Anspruch auf die Errichtung der innenliegenden 
nichttragenden Wände in verputzter Form mitsamt den unter Putz verlegten 
Leitungen; ebenfalls erfasst ist der Anschluss an die zentrale Heizungsversorgung 
nebst Zuleitungen und Heizkörpern.

 2. Schon vor Fertigstellung des Gemeinschaftseigentums können bauliche 
Veränderungen beschlossen oder einem Wohnungseigentümer durch Beschluss 
gestattet werden. 

 BGH, Urteil vom 27.02.2026, V ZR 219/24
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 Frage

 Wie kann eine Rückbauverpflichtung durch wen umgesetzt werden?
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Unterlassungs- und Beseitigungsansprüche 



 Mit einem Beschluss kann die Rückbauverpflichtung nicht konstitutiv begründet 
werden; dafür bestünde keine Beschlusskompetenz. Es handelt sich um einen bloßen 
Ermächtigungs- bzw. Aufforderungs-, Vorbereitungs- und Rechtsdurchsetzungs-
beschluss zur Ausübung von Abwehr-, Störungsbeseitigungs- und Unterlassungs-
ansprüchen mit der weiteren Regelung, dass die Verwaltung zur Beauftragung eines 
Rechtsanwalts bevollmächtigt wird; dieser Beschluss ist nur eingeschränkt 
überprüfbar.

 Wird die (bereits ausgeführte) bauliche Veränderung im Beschlussantrag in keiner 
Weise näher bezeichnet, ist der begehrte Beschluss schon zu unbestimmt (Der 
Beschlusswortlaut: „Die GdWE beschließt die Genehmigung zum Einbau und 
Inbetriebnahme einer Fußbodenheizung in der Einheit 1.“)

 LG München I, Urteil vom 27.02.2025, 36 S 11557/22 WEG, ZMR 2025, 1001 ff.
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Antwort



 Worauf hat der benachbarte Sondereigentümer einen Anspruch, wenn in seinem 
eigenen Sondereigentum Emissionen ankommen, die ihren Ursprung in dem 
Sondereigentum des umbauenden Miteigentümers haben?
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Frage



 Ein Anspruch auf den Rückbau des Badezimmers besteht nicht; allenfalls kommt ein 
Anspruch des betroffenen Eigentümers in Betracht, dass in seinem eigenen Sonder-
eigentum keine Emissionen ankommen, die ihren Ursprung in dem Sondereigentum 
des umbauenden Miteigentümers haben und das Maß von § 14 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 
Nr. 1 WEG überschreiten.

 Einem Wohnungseigentümer ist nicht verwehrt, innerhalb seines Sondereigentums 
Räume zu tauschen und aus der ehemaligen Küche ein Badezimmer herzustellen.

 AG Hamburg, Urteil vom 19.03.2025, 9 C 184/24, MietRB 2025, 303
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 Was muss bei Lärmstörungen durch Mieter eines Sondereigentümers im Prozess 
dargelegt werden?
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Frage



 Es genügt nicht, wenn in einer Sondereigentumseinheit/Wohnung störende 
Geräusche vernommen werden, sondern der sich gestört fühlende Nutzer muss auch 
darlegen und beweisen, dass diese Geräusche aus der vermieteten Sondereigen-
tumseinheit/Wohnung der Beklagten stammen.

 Ein Wohnungseigentümer darf den Bodenbelag in seiner Einheit verändern, wenn das 
bei Errichtung des Gebäudes als Wohnungseigentumsanlage oder seiner Umwandlung 
dazu vorhandene Schallschutzniveau erhalten bleibt.

 LG Berlin II, Urteil vom 18.06.2024, 56 S 100/23, ZMR 2025, 57
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 Bedeutet „Laden“ in der GO eine Zweckbestimmung oder nur eine Beschreibung bzw. 
einen Nutzungsvorschlag?
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 Erfolgt die Bezeichnung als „Laden“ bei Aufteilung einer Bestandsimmobilie lediglich 
in einer Anlage unter der Rubrik „Lage“, handelt es sich nicht um eine Zweck-
bestimmung. 

 Als Vereinbarung ist die Zweckbestimmung systematisch in der Gemeinschafts-
ordnung (GemO) zu verorten, weil sie als schuldrechtliche Gebrauchsregelung das 
Verhältnis der Wohnungseigentümer untereinander und zur GdWE betrifft, wobei 
eine solche auch in der TE enthalten sein kann. Eine Zweckbestimmung kann nicht 
dem Aufteilungsplan bzw. der Abgeschlossenheitsbescheinigung entnommen werden. 

 LG München I. Urteil vom 13.11.2025, 36 S 14271/24 WEG
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 Wann ist eine Hundehaltung unzulässig und zu unterbinden?
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Frage



 Die Hundehaltung verstößt gegen das Regelwerk der GdWE, wenn nach der 
Gemeinschaftsordnung der Verwalter berechtigt ist, eine Hausordnung aufzustellen, 
so dass die vom Verwalter aufgestellte Hausordnung für die Wohnungseigentümer 
bindend und zu beachten ist.

 LG München I, Urteil vom 11.07.2024, 36 S 3273/23 WEG, ZMR 2025, 1023 ff.
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 Kann – wenn ja: durch wen? – der Bauträger zur Beseitigung rechtswidriger baulicher 
Veränderungen gezwungen werden?
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Frage



 1. Auch sog. werdenden Wohnungseigentümern kann im Innenverhältnis ein Anspruch auf 
Beseitigung rechtswidriger baulicher Veränderungen zustehen, dessen Ausübung seit dem 1. 
Dezember 2020 durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer (GdWE) erfolgt.

 2.  Der teilende Bauträger handelt bei der Errichtung der Anlage nicht als Wohnungs-
eigentümer, sondern in Erfüllung seiner im Verhältnis zu den Erwerbern bestehenden 
vertraglichen Verpflichtungen. Errichtet der teilende Bauträger die Anlage nicht plangerecht, 
stehen den Erwerbern nur vertragliche Ansprüche zu, nicht aber Ansprüche wegen einer 
rechtswidrigen Beeinträchtigung des (werdenden) Wohnungseigentums i.S.d. § 1004 Abs. 1 
BGB; das gilt auch dann, wenn der teilende Bauträger weiterhin eingetragener Eigentümer 
einer oder mehrerer Einheiten ist und er das gemeinschaftliche Eigentum im räumlichen 
Bereich dieser Einheiten abredewidrig errichtet.

 BGH, Urteil vom 16.05.2025, V ZR 270/23, ZMR 2025, 888
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